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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
gibt er Kommunen eine starke 
Stimme und greift die Themen auf, 
die Bürger:innen vor Ort bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Besetzung 
der Organe orientiert sich an dem 
Votum der Wähler bei den Kommu-
nalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

 
Russland führt Krieg gegen unsere frei-
heitliche Demokratie und Wirtschafts-
ordnung. Gestörte Lieferketten, stei-
gende Preise, Unternehmenspleiten 
und ein Rückgang der Wirtschaftsleis-
tung bis hin zu einer Rezession dro-
hen. Die Menschen sind verunsichert, 
steigende Gas—, Strom- und Ölpreise 
heizen die Inflation an. Wir erleben 
den größten Kostentsunami seit dem 
Ölpreisschock in den 70er Jahren. 
 
Deshalb begrüßen die Kommunen, 
dass die Bundesregierung sich auf ei-
nen Abwehrschirm verständigt hat 
und eine Strom- und Gasbremse mit 
Hilfe eines 200 Mrd. Euro starken 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds aufle-
gen will. Dieser Abwehrschirm ist der 
richtige Weg. Damit hat die Bundesre-
gierung ein wichtiges Signal gesetzt, 
damit Deutschland besser durch die 
Krise kommt und wir uns in dem sich 
abzeichnen Wirtschaftskrieg behaup-
ten können. Der Abwehrschirm kann 
auch einen wichtigen Beitrag leisten, 
zu verhindern, dass unsere Wirtschaft 
in die Rezession rutscht. Gleichzeitig 
müssen wir allerdings vor der Illusion 
warnen, dass mit dem Abwehrschirm 
die Krise vorbei ist. Der Krieg in der 
Ukraine kann noch lange dauern, die 
Gasleitungen sind nicht mehr funkti-
onsfähig und nicht nur der nächste, 
sondern auch der übernächste Winter 
werden eine große Herausforderung 
sein.  
 
Preisbremse Energie einfach und 
schnell einführen 
 
Wichtig ist, dass sowohl ein Modell für 
die Strom- als auch für die Gaspreis-
bremse schnellstmöglich ausgearbei-
tet und eingeführt wird. Und noch 
wichtiger wird es sein, dass die Strom- 

und Gasbremsen leicht anwendbar 
und umsetzbar sind. Die Subventionie-
rung eines Basisverbrauchs ist dabei 
vorzugswürdig.  
 
Abzulehnen ist dagegen ein Modell, 
das nach z. B. Haushalten bzw. Haus-
haltsmitgliedern differenziert. Eine 
Einzelfallprüfung wäre mit einem er-
heblichen bürokratischen Aufwand 
verbunden, den die Stadtwerke nicht 
ohne weiteres administrieren könn-
ten. Insofern muss Einfachheit und 
Schnelligkeit vor der Einzelfallgerech-
tigkeit stehen. Es ist zudem darauf zu 
achten, dass die Stadtwerke die Ent-
lastung nicht vorfinanzieren müssen, 
um die für die Beschaffung dringend 
benötigte Liquidität der Unternehmen 
zu sichern.  
 
Vorzugswürdig ist daher eine pau-
schale Lösung durch einen zeitlich be-
fristeten Rabatt/Discount auf den 
Energiepreis (Rabatt pro Kilowatt-
stunde oder durch einen pauschalen 
Betrag auf der Rechnung), ein Energie-
geld oder die pauschale Preisdecke-
lung einer bestimmten Liefermenge 
(sog. Kontingentlösung).  
 
In Österreich sind im Strombereich 
2.900 KW/h vergünstigt, was ca. 80 % 
des Durchschnittsverbrauchs bei Pri-
vathaushalten ausmacht. Durch die 
Begrenzung der Rabattierung wird zu-
gleich ein Anreiz zum Energiesparen 
gesetzt. Zusätzliche Vergünstigungen 
gibt es dort für einkommensschwache 
Haushalte. Eine entsprechende Lösung 
müsste für den Gasbereich geschaffen 
werden. 
 
Anreize zum Energiesparen setzen 
 
Die Bundesregierung appelliert an Un-
ternehmen und private Haushalte, den 

Energiekrise 

Energiemarkt stabilisieren, 
Wirtschaft, Bürger und 
Kommunen entlasten 
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Energieverbrauch zu senken, und ach-
tet darauf, dass die Preissignale so 
weit wie möglich wirken.  Dieser Ap-
pell wird von den Kommunen aus-
drücklich unterstützt und die Kommu-
nen sowie deren Einrichtungen wer-
den Ihren Anteil an Energieeinsparun-
gen weiter leisten, um durch diese bei-
spielslose Energiekrise zu kommen. 
 
Angebot verbreitern 
 
Notwendig sind deshalb deutlichere 
Schritte zur Beschleunigung des Aus-
baus der alternativen Energien. Dabei 
gilt es sowohl die Genehmigungsver-
fahren zu verschlangen und den 
Rechtsweg zu verkürzen. Gleichzeitig 
muss auch für mehr Akzeptanz gewor-
ben werden. Weiterhin muss der 
Turbo, der jetzt bei der Genehmigung 
für LNG-Terminals eingelegt worden 
ist, auch für Stromleitungen gelten. 
 
Zusätzlich müssen alle Kapazitäten so-
wohl im Bereich der Kohlekraftwerke 
als auch im Bereich der Atomkraft-
werke aktiviert werden und zunächst 
am Netz bleiben. Die Betreiber brau-
chen hier auch die notwendige Pla-
nungssicherheit. Mittelfristig gilt es zu 
prüfen, ob heimische Gasvorkommen 
nicht auch genutzt werden sollten.  
 
Kommunen finanziell entlasten 
 
Andererseits erwarten auch die Kom-
munen Unterstützung von Bund und 
Ländern, damit sie in der Energiekrise 
finanziell handlungsfähig bleiben! Die 
Energiepreisbremse muss daher auch 
für einen Mindestbedarf der Kommu-
nen gelten. Dies ist zur Unterhaltung 
von zentralen Einrichtungen der kom-
munalen Daseinsvorsorge wie Schulen, 
Krankenhäuser, Pflegeheime und Kin-
dergärten unerlässlich. Der Energiebe-
darf wird für die Kommunen kaum fi-
nanzierbar sein, wenn sich die bisheri-
gen Energiekosten von derzeit jährlich 
ca. 5 Milliarden auf 10 oder 15 Milliar-
den Euro verdoppeln bzw. verdreifa-
chen. 
 
Weiter erwarten die Kommunen ange-
sichts der erheblichen Kreditaufnahme 

des Bundes im Rahmen des Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds (WSF), dass 
Bund und Länder ihre Finanzierungs-
beiträge erbringen, ohne dass es zu fi-
nanziellen Nachteilen der Kommunen 
kommt.  
 
Eine europäisch abgesicherte Ab-
schöpfung von Übergewinnen ist ein 
richtiges Mittel zur Gegenfinanzierung 
der Strom- und Gaspreisbremse. Die 
Abschöpfung dieser Gewinne muss al-
lerdings so ausgestaltet werden, dass 
Investitionen in den Ausbau der er-
neuerbaren Energien und den dies be-
sichernden Kraftwerkpark nicht unter-
bleiben. Insofern ist es richtig, dass zur 
Finanzierung der Preisbremsen letzt-
lich auch Haushaltsmittel eingesetzt 
werden und der Überverbrauch von 
Strom und Gas durch die Verbraucher 
nach Marktpreisen gezahlt werden 
soll. Die Aussetzung der Schulden-
bremse muss in diesem Kontext je-
doch durch die zeitliche Befristung der 
Maßnahmen auf das Nötigste be-
schränkt werden.  
 
Energiebesteuerung und Netzentgelte 
senken  
 
Die vorübergehende Senkung der 
Mehrwertsteuer ab Oktober 2022 be-
zieht sich nur auf den Gas- und Fern-
wärmebereich. Strom sollte davon 
ebenfalls umfasst sein, um die Ver-
braucher zu entlasten. Zugleich sollte 
von einer befristeten Senkung der 
Energie- und Stromsteuer Gebrauch 
gemacht werden, so wie dies beim 
Tankrabatt erfolgte. Schließlich muss 
eine Lösung zur Begrenzung der Netz-
entgelte gefunden werden, die die 
Verbraucher ebenfalls belasten. Kurz-
fristig bietet sich hier ein staatlicher 
Zuschuss an, langfristig muss aller-
dings eine Reform der Netzentgelte er-
folgen.  
 
Rettungsschirm für Stadtwerke un-
verzichtbar - Schlüsselfunktion in der 
Daseinsvorsorge 
 
Die Stadtwerke und kommunalen Un-
ternehmen haben eine Schlüsselfunk-
tion bei der Daseinsvorsorge und sind 

von großer Bedeutung für die Men-
schen in Städten und Gemeinden. Das 
gilt nicht nur für die Gas- und Strom-
versorgung, sondern auch für viele an-
dere Bereiche. Sie betreiben Busse 
und Bahnen, Schwimmbäder, sie sor-
gen für die Ver- und Entsorgung sowie 
Wohnraum und halten weitere wich-
tige öffentliche Einrichtungen vor. 
Wenn sie nicht mehr handlungsfähig 
sind, ist die Versorgung der Bürgerin-
nen und Bürger gefährdet. Nach Schät-
zungen könnten für bis zu 200 Stadt-
werke staatliche Hilfen erforderlich 
werden, daneben aber auch für kom-
munale Wohnungsunternehmen, die 
eine vergleichbare Problemstellung 
haben, wenn die Preisbremse für 
Strom und Gas nicht greift.  
 
Die Bundesregierung muss deshalb ei-
nen Schutzschirm des Bundes für kom-
munale Unternehmen auf den Weg 
bringen. Für den Börsenhandel exis-
tiert ein Rettungsschirm. Für den au-
ßerbörslichen Handel, über den die 
Mehrzahl der Stadtwerke Gas be-
schafft, gibt es bislang keine Lösung. 
Stadtwerke können das existierende 
sog. Margining-Programm der KfW in 
seiner derzeitigen Ausgestaltung nur 
sehr eingeschränkt nutzen, weil es sich 
zum einen insbesondere darauf be-
schränkt, allein das Risiko ansteigen-
der Preise abzudecken. Zum anderen 
werden vor allem die Risiken der Ver-
käuferseite (=der Großhändler) abge-
deckt. Erforderlich ist, das Programm 
auch auf die Abdeckung des Risikos, 
das sich aus sinkenden Preisen ergibt, 
auszuweiten.  
 
Konkret bedarf es direkter, unver-
bürgte Darlehen als Liquiditätshilfen. 
Diese sind Bürgschaften vorzuziehen, 
weil so verhindert würde, dass Ver-
tragsanpassungen bei existierenden 
Darlehen der Unternehmen notwendig 
sind.  
 
Die Darlehen könnten über ein  
Kreditprogramm der KfW abgewickelt 
werden oder über eine Förderung der 
Länder, die beihilferechtlich freige-
stellt werden müsste. Um den Betrieb 
der Stadtwerke auch bei größere 
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Zahlungsausfällen abzusichern, bedarf 
es zudem eines Insolvenzmoratoriums.  
 
Verkehrsbereich nicht vergessen 
 
Die ÖPNV-Branche, die Logistikunter-
nehmen und die Pendlerinnen und 
Pendler leiden massiv unter den ge-
stiegenen Preisen für Strom und Kraft-
stoffe. Nach dem Sommer mit Tankra-
batt und 9-Euro-Ticket droht nun ein 
böses Erwachen mit steigendem Ticket 
und Kraftstoffpreisen. Im Logistikbe-
reich kann diese Entwicklung die Infla-
tion nochmal verstärken, während im 
ÖPNV eine Reduzierung der Angebote 
bei Bus und Bahn und deutliche Preis-
erhöhungen im Raum stehen. 
 
Wichtig ist im ersten Schritt die Sicher-
stellung des bisherigen ÖPNV-Ange-
bots durch eine kurzfristige Erhöhung 
der Regionalisierungsmittel wie auch 
von den Ländern gefordert. Ohne 
diese Rettungsmaßnahmen müssen 
zeitnah die kommunalen wie privaten 
Verkehrsunternehmen Preissteigerun-
gen und Angebotsreduzierungen vor-
nehmen. Die kommunalen Aufgaben-
träger sind nicht in der Lage dies auf-
zufangen. 
 
Im Bereich der Kraftstoffe muss für die 
Krisenzeit auch über eine weitere Sen-
kung der Steuern nachgedacht wer-
den. Es braucht einen Tankrabatt 2.0, 
wie in unseren Nachbarländern, der 
auch aus dem Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds finanziert wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


